
Landeshauptstadt Magdeburg 
Stellungnahme der Verwaltung Stadtamt Stellungnahme-Nr. Datum 

öffentlich Dez. III S0354/22 13.10.2022 
zum/zur 

 
A0198/22 – Fraktion FDP/Tierschutzpartei 

 
Bezeichnung 

 
Änderung zum Beschluss Nr. 904-032 (VII)21 Punkt 3 
Verteiler                                                                                                                                         Tag 
 

Die Oberbürgermeisterin 18.10.2022 
Ausschuss für kommunale Rechts- und 
Bürgerangelegenheiten 

17.11.2022 

Ausschuss für Wirtschaftsförderung, Tourismus und 
regionale Entwicklung 

24.11.2022 

Ausschuss für Stadtentwicklung, Bauen und Verkehr 15.12.2022 
Stadtrat 19.01.2023 

 
Der Stadtrat hat folgenden Antrag am 06.10.2022 in die Ausschüsse verwiesen: 

 

Der Beschluss Nr. 904-032(VII)21 des Stadtrates zur Drucksache DS0643/20 „Strategiepapier zur 

Belebung der Magdeburger Innenstadt“ Punkt 3 

 

Nach dem Ende der Coronapandemie und der Normalisierung des Innenstadthandels wird in einem 

der folgenden Jahre zwischen Mai und September für die Dauer von mehreren Wochen im Rahmen 

eines Verkehrsversuches der Breite Weg zwischen Ernst-Reuter-Allee und Bärstraße / 

Himmelreichstraße für den Motorisierter Individualverkehr gesperrt. Dazu wird in enger Abstimmung 

mit den ansässigen Händler*innen ein Konzept erstellt. Ziel ist, temporär eine erhöhte 

Aufenthaltsqualität für Fußgänger*innen zu schaffen und zeitweise (aber nicht durchgängig) eine 

Bespielung durch Veranstaltungen, mit Marktständen u. ä. zu ermöglichen. 

Dieser Verkehrsversuch wird entsprechend fachlich begleitet. Unter anderem durch 

Verkehrszählungen und Befragungen soll untersucht werden, ob eher die Einschränkungen durch 

die Sperrung oder aber der Zugewinn an Stadtraum für die Nutzer*innen der Innenstadt überwiegen, 

wie sich Verkehrsströme verlagern und welche Aspekte bei einer zukünftigen dauerhaften 

Verkehrsberuhigung, z. B. durch einen Shared Space, berücksichtigt werden sollten. 

 

wird mit Blick auf die Herausforderungen, die durch die Corona-Pandemie, die Energiekrise sowie 

den Ukraine-Konflikt entstanden sind, erst nach einer Normalisierung sowie Fertigstellung des 

Ersatzneubaus „Strombrücke“ umgesetzt - frühestens jedoch im Sommer 2025. 

 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 
 
Die Verwaltung unterstützt den Antrag auf Grund der Begründung vollumfänglich. 
 
 
Sandra Yvonne Stieger 
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